
Georg Fischer in Singen: Abmahnung für den Betriebsratsvorsitzenden

„Das bekommt einen Ehrenplatz“

Fo
to

: 
G

ra
fi

tt
i/

R
ö

tt
g

e
rs

 –
 M

a
x-

E
yt

h
-S

ch
u

le
 S

tu
tt

g
a

rt

Bezirk Baden-Württemberg

Berichte über unhaltbare Zustände an den Berufsschulen Baden-Württembergs

„Alles ingesamt einfach nur Sch...“
„Alles ingesamt einfach nur

Sch...“ – so lautet zusammenge-

fasst das harte Urteil von Jugend-

und Auszubildendenvertretern

über die Situation an Berufsschu-

len in Baden-Württemberg. In

Seminaren der IG Metall hatten

die jungen Leute zusammenge-

tragen, was ihnen an den Berufs-

schulen stinkt.

Herausgekommen ist Er-
schreckendes. Eine Auswahl aus
den Beanstandungen im Origi-
nal-Ton:
● Gebäude ist veraltet, verkom-
men, in schlechtem Zustand.
Man geht deshalb ungern rein.
● Sanitäre Anlagen unter aller
Sau.
● Viele Stunden werden nur
teilweise unterrichtet. Der Leh-
rer gibt Aufgaben und ver-
schwindet.
● Es sind nicht ausreichend
Lehrkräfte vorhanden, in der
Folge fallen Stunden aus.
● Lehrer sind zu alt und auch
noch ausgebrannt.
● Lehrer haben oft keine
Ahnung, was sie sagen.Als Azu-
bis können wir durch unsere
betriebliche Ausbildung oft eini-
ges mehr und müssen’s den Leh-
rern erklären.
● Der Schulstoff ist veraltet. Es

wird zum Teil über Technik
gesprochen, die in den Firmen
keine Anwendung findet.
● Es wird Unterricht durchge-
führt, der nix mit dem Ausbil-
dungsberuf zu tun hat.
● Bücher und Materialien sind
auf altem Stand.
● Sehr schlechter Unterricht.
● Die Notenbewertung ist für

die Auszubildenden nicht nach-
vollziehbar. Scheint nach Lust
und Laune des Lehrers  Anwen-
dung zu finden.

Und noch vieles mehr an Kla-
gen. Die vollständige Sammlung
der Zitate steht auf der Homepa-
ge der IG Metall-Jugend
www.bw.igm.de/jugend.

Diese Feststellungen wurden

„Das bekommt einen Ehren-
platz“,sagt Hermann Stocker,der
Betriebsratsvorsitzende der
Georg Fischer AG in Singen. Die
Rede ist nicht von einem Preis
oder etwas anderem schönen,
sondern von einer Abmahnung.

Die Abmahnung stellte ihm
die Geschäftsleitung nach der
Betriebsversammlung im De-
zember 2002 aus. Stocker hatte
darauf aufmerksam gemacht,

dass die Personalabteilung bei
Überstundenzuschlägen falsche
Berechnungen abgeliefert habe.
Die Rede Stockers lag der
Geschäftsleitung vorher schon
vor: keine Beanstandung.

Die Nachricht von der
Abmahnung verbreitete sich wie
ein Lauffeuer . Hermann Stocker
ist in Singen eine Institution:Seit
Jahrzehnten im Betriebsrat, ist er
Mitglied des IG Metall-Ortsvor-

stands und der CDU. Die Beleg-
schaft steht hinter ihm, 300
Unterschriften wurden gesam-
melt, die Betriebsversammlung
im März wurde turbulent. Ein
Maulkorb für Stocker, das wird
nicht akzeptiert. Die Geschäfts-
leitung blieb bisher hart. Her-
mann Stocker sieht die Abmah-
nung als „Auszeichnung“: „Das
hat einen Stellenwert fast wie ein
Bundesverdienstkreuz.“ <

in folgenden Schulen gesam-
melt: Böblingen – Akademie für
Datenverarbeitung. Leonberg:
Berufsschulzentrum. Ludwigs-
burg: Robert-Franck-Schule,
Carl-Schaefer-Schule.Nürtingen:
Auf den Säer, Phillipp-Matthäus-
Hahn-Schule. Sindelfingen:
Gottlieb-Daimler-Schule. Stutt-
gart: Robert-Bosch-Schule,Wer-
ner-Siemens-Schule, Max-Eyth-
Schule, Louis-Leitz-Schule,Wil-
helm-Maybach-Schule.

Vor zwei Jahren hatte die IG
Metall-Jugend mit ihren Aktio-
nen vor vielen Berufsschulen im
Land auf solche Zustände auf-
merksam gemacht. Es wurde
einiges erreicht, zum Beispiel
wurden in Karlsruhe neue Lehrer
eingestellt.Das Thema bleibt wei-
ter auf der Tagesordnung, sagt
Martin Allespach, bei der IG
Metall-Bezirksleitung zuständig
für Jugend und Bildung. Stati-
stisch gesehen fallen im Land
derzeit etwa 25000 Berufsschul-
stunden pro Woche aus.<

Baden-Württembergs Berufsschulen: Azubis sehen Reform- und Sanierungsbedarf
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In Baden-Württemberg haben

sich hunderttausende Menschen

an Protestaktionen in Betrieben

und auf der Straße gegen einen

Irak-Krieg beteiligt. Die Arbeitge-

ber hatten betriebliche Aktionen

zu verhindern versucht.

In Stuttgart legten rund 21000
Beschäftigte zu Mahnminuten
die Arbeit nieder,etwa bei Daim-

lerChrysler,Alcatel SEL, Porsche,
Mahle,Modine,Hansa oder Roto
Frank. Bei den Aktionen, die 10
bis 30 Minuten dauerten, wur-
den zum Teil die Bänder angehal-
ten. In Heidelberg waren es rund
4600 Beschäftigte, etwa bei den
Heidelberger Druckmaschinen,
Metallwerke Helmstadt oder Hal-
dex. In Karlsruhe gab es neben

betrieblichen Aktionen eine
Demonstration, an der sich rund
20000 Menschen beteiligten,
ebenso in Esslingen mit mehre-
ren Hundert.Bei Audi in Neckar-
sulm standen die Bändern,bei ZF
in Bietigheim-Bissingen ruhte
die Arbeit, ebenfalls bei WMF
und ULO in Geislingen und in
vielen weiteren Betrieben im

Land. Die Metallarbeitgeber von
Südwestmetall hatten versucht,
per Rundschreiben an ihre Mit-
gliedsfirmen die betrieblichen
Mahnminuten für den Frieden
zu verhindern.<

Die Möbelbranche Baden-Würt-
tembergs ist seit Jahren in der
Dauerkrise. IG Metall und der
Arbeitgeberverband der Holzin-
dustrie und Kunststoffverarbei-
tung Baden-Württemberg
(VHK) schlagen deshalb eine
Zukunftsinitiative vor.

Im März wandten sich IG
Metall und VHK an Landeswirt-
schaftsminister Walter Döring
(FDP) und regten die „Zukunfts-
initiative Möbelindustrie Baden-
Württemberg“. Hintergrund
sind die seit Jahren anhaltenden
wirtschaftlichen Probleme in der
Branche. Die Zahl der Beschäf-
tigten im Land ist zwischen 1995

und 2001 von 33 500 auf 28 500
zurückgegangen. Die „Möbler“
gehören damit zu den Branchen,
die in den letzten Jahren am
stärksten Beschäftigung verloren
haben. Ähnliches gilt für die
Umsatzzahlen; allein im Jahr
2002 war dort ein Rückgang von
rund 15 Prozent zu verzeichnen.

Das Stuttgarter IMU-Institut
hat für IG Metall und VHK die
Situation untersucht und kommt
zu folgenden Zielen einer
Zukunftsinitiative: Begleitung
des strukturellen Wandels, um
die Zukunft zu sichern.Mit Fach-
veranstaltungen und Netzwerk-
en sollen Kooperation und Inno-
vationsfähigkeit verbessert wer-
den. Erfahrungsaustausch, Wei-
terbildung und Verbesserung der
Exportmöglichkeiten sind weite-
re Ziele. Das Land soll dabei im
Rahmen seiner Mittelstandspoli-
tik der Branche zu Seite stehen.<

Betriebliche Proteste gegen den
Irak-Krieg: Links bei Haldex in
Heidelberg und rechts bei 
Actaris in Karlsruhe 

IG Metall und Arbeitgeber wollen Zukunftsinitiative

Möbelindustrie in der Dauerkrise

Mahnminuten in Baden-Württemberg: Hunderttausende protestierten gegen einen Irak-Krieg 

In vielen Betrieben standen die Bänder
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>Ein Naturgesetz? „Nein“,

sagt Arno Klönne, emeritierter

Professor aus Paderborn:

„Eine Ideologie.“ Die Globali-

sierung werde vorwiegend als

„Folterinstrument“ eingesetzt,

um Gewerkschaften und Be-

triebsräte von der Notwendig-

keit von Einschnitten zu über-

zeugen, und seien es schein-

bare Zwänge. In einem Semi-

nar befassten sich Betriebsrä-

te der Holz- und Kunststoff-

branchen Baden-Württem-

bergs mit der Globalisierung.

Für die meisten Klein- und Mit-

telbetriebe wie bei Holz und

Kunststoff, so Klönne, sei Sozi-

al- und Lohndumping langfri-

stig keine Perspektive, weil die

Produkte vorwiegend inner-

halb der EU abgesetzt würden.

Klönne fordert die Besteue-

rung des globalen Finanzkapi-

tals zur Entlastung der produk-

tiven Betriebe. Mehr Infos im

Internet: www.bw.igm.de. <

Globalisierung

Möbelindustrie: Seit Jahren 
Beschäftigungsrückgänge
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Die zweite Tarifverhandlung im
Kfz-Handwerk Baden-Württem-
berg dauerte zwölf Stunden und
brachte am Ende das neue Tarif-
ergebnis. Die Beschäftigten blei-
ben an der allgemeinen Einkom-
mensentwicklung dran.

Das Ergebnis im Einzelnen:

Rückwirkend zum 1. März stei-
gen die Einkommen um 2,4 Pro-
zent, ab 1. Mai 2004 gibt’s wei-
tere drei Prozent mehr. Bei der
Berechnung der betrieblichen
Sonderzahlungen werden künf-
tig Mehrarbeitszuschläge nicht
mehr berücksichtigt.

Am Beginn der entscheiden-
den Tarifverhandlung überreich-
ten die Kfz-Handwerker rund
4800 Unterschriften von Kolle-
ginnen und Kollegen. Die
Beschäftigten hatten damit gegen
die Pläne der Arbeitgeber prote-
stiert, den Samstag zum Regelar-
beitstag machen zu wollen und
auch auf Einschnitte beim
Urlaub, bei der Arbeitszeit und
bei Freitstellungstagen (etwa
Umzug) zu bestehen.Der Protest
zeigte Wirkung.

„Mit den 2,4 und drei Prozent
haben wir einen guten Abschluss
erreicht,“ so kommentierte IG
Metall-Verhandlungsführer Vik-
tor Paszehr von der Bezirkslei-
tung das Ergebnis. Die Abwehr
der Begehrlichkeiten auf den
Samstag und anderes zählt Pas-

zehr ebenfalls als Erfolg.Der Wer-
mutstropfen, der Wegfall der
Überstundenvergütungen bei
der Berechnung von Weihnachts-
und Urlaubsgeld, sei allerdings
nicht zu verhindern gewesen. So
wurde das Ergebnis mit einem
„lachenden und einem weinen-
den Auge“ (Wilfried Haaß von
der DaimlerChrysler-Niederlas-
sung Mannheim) in der Tarif-
kommission bei sechs Enthal-
tungen akzeptiert.

„Mit dem Ergebnis können
wir gut leben“, sagt Gerd
Schweiger (BMW-Niederlassung
Stuttgart) und Kurt Läufer von
Badenauto in Freiburg ergänzt:
„Wir sind mit dem Ergebnis
zufrieden.Mehr haben wir nicht
erwartet.“  

Schnuppertag:

Frauenförderung 
in der IG Metall
In der IG Metall Baden-Würt-
temberg gibt es immer noch zu
wenig hauptamtliche Frauen in
politischen Funktionen.Deshalb
wurde Ende 2002 mit einem
ersten Schnuppertag ein Projekt
zur Frauenförderung gestartet.
Einen zweiten Schnuppertag gibt
es jetzt am 4.April.Diese Schnup-
pertage sind für ehrenamtlich in
der IG Metall tätige Frauen eine
Möglichkeit herauszufinden, ob
eine hauptamtliche Tätigkeit für
sie in Frage kommen kann.Es fin-
det ein Erfahrungsaustausch mit
hauptamtlichen Kolleginnen
statt: Welche Anforderungen
stellt der hauptamtliche Job bei
der IG Metall, welche Qualifika-
tionen sind dafür nötig? Interes-
sierte Frauen wenden sich an
Monika Lersmacher, bei der
Bezirksleitung zuständig für

Frauenarbeit. Sie ist erreichbar
unter Telefon 0711/16581-73,
E-Mail monika.lersmacher@
igmetall.de.<

Verleihung im April:

Willi-Bleicher-Preis für
friedliches Zusammenleben 
Am 25.April wird im Mannhei-
mer Gewerkschaftshaus der vom
DGB Baden-Württemberg gestif-
tete Willi-Bleicher-Preis verlie-

hen (siehe auch metall 1-2/
2003). Der Preis soll Engage-
ment für ein friedliches Zusam-
menleben ohne Gewalt, Rechts-
extremismus und Rassismus aus-
zeichnen.Vor 70 Jahren wurden
die freien Gewerkschaften von
den Nazis zerschlagen.Willi Blei-
cher, von 1959 bis 1972 IG
Metall-Bezirksleiter in Baden-
Württemberg,wurde in der Fol-
gezeit verhaftet und war bis zur
Befreiung im KZ Buchenwald
inhaftiert. Die Jury setzt sich
zusammen aus dem ehemaligen
IG Metall-Vorsitzenden Franz
Steinkühler,der früheren Bunde-
sjustizministerin Hertha Däub-
ler-Gmelin, der Behinderten-
sportlerin Verena Bentele und
Alfred Geisel, ehemals Landtags-
vizepräsident (für den Verein
gegen das Vergessen). Der Preis
ist mit 2000 Euro und einer
Skulptur dotiert. Der DGB im
Internet: www.dgb-bw.de.<

Unterschriften-Aktion im Kfz-Hand-
werk: Protest gegen Samstag als
Regelarbeitstag erfolgreich

Bezirk Baden-Württemberg, Stuttgarter Straße  23, 70469 Stuttgart, Telefon (0711) 16581-0,
Fax (0711) 16581-30. Verantwortlich: Berthold Huber, Redaktion: Ulrich Eberhardt
E-Mail: bezirk.baden-wuerttemberg@igmetall.de, Internet: http://www.bw.igm.de

Tarifabschluss im Kfz-Handwerk Baden-Württemberg: 2,4 Prozent für 2003, drei Prozent für 2004

Mit 4800 Unterschriften zur Unterschrift
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>Abwicklung: Nach Ansicht

des DGB-Landesbezirks

Baden-Württemberg ist die

geplante Schließung der Aka-

demie für Technikfolgenab-

schätzung (TA) ein Fehler. Die

Landesregierung will die Aka-

demie im Laufe dieses Jahres

auflösen. Die TA-Akademie

untersucht die sozialen Wir-

kungen von (neuen) Technolo-

gien. So steht sie in einer Ver-

mittlungsfunktion zwischen

Forschung, Wirtschaft und

Gesellschaft Im Wissenstrans-

fer zwischen Wissenschaft und

Wirtschaft sieht der DGB nach

wie vor eine dringend notwen-

dige Aufgabe. Deshalb fordert

der DGB zwar eine Reform,

aber den Erhalt der TA-Akade-

mie. Für den Fall, dass sie

abgewickelt werden wird,

schlägt der DGB als Ersatz eine

„Agentur eChange“ vor. Sie

solle die Funktion des Wis-

senstransfers zwischen Hoch-

schulen und Betrieben dann

künftig übernehmen. <

TA-Akademie


